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Die Abrechnung mit Faschismus und Kollaboration, die in 
der Endphase des zweiten Weltkriegs und in den ersten Nach
kriegsjahren nahezu alle europäischen Staaten bewegte und 
viele von ihnen geradezu aufwühlte, kulminierte in den Aus
einandersetzungen um die Überwindung des deutschen Fa
schismus mit und nach dessen militärischer Zerschlagung. 
Schließlich war der Nazismus der barbarischste Ausdruck 
des Faschismus, der deutsche Staat die Hauptmacht der fa
schistischen Aggressoren. Solange das faschistische Regime 
in Deutschland nicht mit seinen Wurzeln und Auswüchsen 
ausgemerzt war, konnte von einem vollen Sieg des Antifa
schismus in Europa nicht gesprochen werden.

Damit in Verbindung standen zwei weitere komplexe Tat
sachen: Erstens erwuchsen die Vorstellungen für eine kon
sequente Abrechnung mit dem Faschismus ausgeprägter und 
früher als in manchen anderen Ländern auf dem Boden des 
deutschen antifaschistischen Widerstands, besonders des ille
galen Kampfes der revolutionären deutschen Arbeiterbewe
gung. Zweitens hatten die Überlegungen und Vereinbarun
gen der Anti-Hilter-Koalition, die sich mit den Nachkriegs
aufgaben befaßten, die Abrechnung mit dem Naziregime und 
die Schaffung von Garantien gegen eine erneute von Deutsch
land ausgehende Kriegsdrohung im Zentrum. Dies brachte 
einen für längere Zeit tragfähigen Konsens hervor, der nicht 
nur die alliierten Mächte verband, sondern auch die ver
schiedenen Strömungen der europäischen Resistance.

Deutschland wurde damit zum Prüffeld, auf dem die Sie
germächte unter Beweis zu stellen hatten, ob sie entschlos
sen und fähig waren, zu einer konsequenten Überwindung 
des Faschismus beizutragen. Mehr noch als in den meisten 
anderen Ländern gelangte in Deutschland die Abrechnung 
mit dem Faschismus in das Spannungsfeld der Auseinander
setzungen um revolutionäre Erneuerung der Gesellschaft oder 
restaurative Neuordnung der alten Macht- und Eigentums
verhältnisse. Sie geriet bald in den Sog des kalten Krieges 
und war aufs engste mit den Auseinandersetzungen zwischen 
den sich herausbildenden zwei gesellschaftspolitischen La
gern in der Welt verbunden.

Die Haltung der -politischen Parteien 
zur Abrechnung mit dem Faschismus

Unmittelbar vor und mit der Befreiung des deutschen Vol
kes vom Faschismus entstanden in allen Besatzungszonen 
Deutschlands lokale und regionale antifaschistische Aus
schüsse. Viele schritten sofort zur Tat, nahmen Nazis fest, 
besetzten deren Dienststellen, beseitigten die NS-Symbole, 
führten das Eigentum der faschistischen Arbeitsfront den 
wiederentstehenden Gewerkschaften zu, beschlagnahmten 
Wohnungen von Nazis zugunsten von Obdachlosen, entfern
ten sie aus städtischen Verwaltungen und Betrieben und zo
gen sie zu Aufräumungsarbeiten heran, begannen mit der 
Aufklärung über die faschistischen Verbrechen.1

Das Handeln deutscher Antifaschisten war von der Ein
sicht getragen, daß die militärische Zerschlagung nicht mit 
der Überwindung des Faschismus identisch war. Sie wuß
ten, daß ihnen eine gewaltige Arbeit bevorstand, um die 
Wurzeln des Faschismus auszurotten, um so mehr, da der 
Faschismus auf das Denken und Fühlen vieler Deutschen ver
heerend gewirkt hatte. Ohne Zweifel war den politischen 
Parteien eine hohe Verpflichtung für die Überwindung des 
Faschismus auferlegt. Von ihnen mußte man erwarten, daß 
sie die Ausrottung des Faschismus engagiert in Angriff nah
men.

Das umfassendste und tiefgreifendste Konzept legte die 
Kommunistische Partei Deutschlands mit ihrem Aufruf vom 
11. Juni 1945 vor3, in dem die Vernichtung des Faschismus 
mit der Überwindung der gesamten reaktionären Vergangen
heit durch eine antifaschistisch-demokratische Umwälzung 
verbunden wurde. Ziel war eine neue, demokratische Repu
blik mit weitgehenden Rechten und Freiheiten für das werk
tätige Volk. Von hier wurden die konkreten Aufgaben zur 
vollständigen Liquidierung der Überreste des faschistischen 
Regimes abgeleitet und ihr komplexer Charakter verdeut
licht. Die Forderungen erstreckten sich auf die Liquidie

rung aller Überreste des Naziregimes, auf die Demokratisie
rung des staatlichen Lebens und der Justiz, der Volksbil
dung und Kultur, auf die Enteignung des Vermögens der 
führenden Repräsentanten des Regimes, Kriegsverbrecher 
und Großgrundbesitzer, auf den Bruch mit der Politik der 
Aggression und Gewalt und auf die Anerkennung der Pflicht 
zur Wiedergutmachung. Voraussetzung für die Realisierung 
dieser antifaschistischen Politik waren nach Meinung der 
KPD die Aktionseinheit der Arbeiterorganisationen und die 
Bildung eines Blocks aller antifaschistisch-demokratischen 
Parteien.

Auch der Aufruf des Zentralausschusses der SPD vom 
15. Juni 1945 zielte auf eine Vernichtung des faschistischen 
Regimes mit seinen politischen und sozialökonomischen Wur
zeln.3 Er forderte die Säuberung der Gesetzgebung, Recht
sprechung und Verwaltung und die Haftpflicht der Mitglie
der der NSDAP und ihrer Gliederungen für die durch das 
Naziregime verursachten Schäden. Zugleich verlangte er 
Aufteilung des Großgrundbesitzes, Verstaatlichung der Ban
ken und Versicherungsunternehmen und Bodenschätze, der 
Bergwerke und der Energiewirtschaft.

Auch die mit KPD und SPD einen Block bildenden 
bürgerlich-demokratischen Parteien bekannten sich zu einer 
grundsätzlichen Auseinandersetzung mit dem Faschismus und 
zur Bestrafung der Schuldigen. So hieß es im Berliner Grün
dungsaufruf der Christlich-Demokratischen Union: „Das
furchtbare Ausmaß von Unrecht, das die Hitlerzeit gebracht 
hat, verpflichtet, die Schuldigen und ihre Helfershelfer un
nachsichtig in strenger Gerechtigkeit, jedoch ohne Rachsucht 
zur Rechenschaft zu ziehen. Dem Faschismus wurde ein 
christlich soziales Gegenbild entgegengesetzt, wobei die 
Staatsgewalt vor illegitimen Einflüssen wirtschaftlicher 
Machtzusammenballungen gesichert werden, Bodenschätze, 
Bergbau, Schlüsselindustrien vom Staat übernommen oder 
seiner Kontrolle unterworfen werden sollten. Die Liberal- 
Demokratische Partei Deutschlands, deren Führung sich 
prinzipiell für die Erhaltung der kapitalistischen Eigen
tumsverhältnisse engagierte, verlangte die „Bestrafung aller 
derjenigen, die sich im Kriege und in der Vorkriegszeit ge
gen Gesetz und Menschlichkeit vergangen haben, sowie der
jenigen, die die politische Verantwortung für die Gewalt
herrschaft der Nationalsozialisten seit 1933 tragen“.3

So war bei den Parteien des antifaschistisch-demokrati
schen Blocks die programmatische Übereinstimmung hin
sichtlich der Bestrafung der Schuldigen grundsätzlich gege
ben, und neben den beiden Arbeiterparteien hielt auch die 
CDU strukturelle Veränderungen, wenn auch in begrenz
tem Rahmen, für geboten. Uber die Programme der bürger
lich-demokratischen Parteien hinausgehend, hatten sich die 
Blockparteien im gemeinsamen Kommunique vom 14. Juli 
1945 in Punkt 1 geeinigt auf die „Zusammenarbeit im Kampf 
um die Säuberung Deutschlands von den Überresten des Hit
lerismus und für den Aufbau des Landes auf antifaschistisch
demokratischer Grundlage. Kampf gegen das Gift der Na
ziideologie wie gegen alle imperialistisch-militaristischen 
Gedankengänge“3 Sie hatten auch die Kriegsschuld Deutsch
lands anerkannt und ausgesprochen, daß sich weite Kreise 
des deutschen Volkes, die dem Faschismus verfallen waren, 
mitschuldig gemacht hatten.

Zu den ersten Fragen, mit denen sich der Block der anti- 
faschistisch-demokratischen Parteien in der sowjetischen Be
satzungszone beschäftigte, gehörten die in mehreren Sitzun-
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